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1992/1994 (2. Jahrgang – Lehrgangsjahr 1993/1994)

6. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Die Seuche“
I. Pest (7 Fehler)

1. Fehler

Keine präsidialdemokratische Organisation (wie in Frankreich oder USA). Bundespräsident hat keine erheblichen (exekutiven) Machtbefugnisse, sondern repräsentative (vgl. Art. 59 GG) und formale (vgl. Art. 60 Abs. 1, 82 Abs. 1 GG) Aufgaben.

2. Fehler

Wesensmerkmal der Demokratie ist nicht das Vorhandensein sämtlicher im Grundgesetz festgelegten Grundrechte, sondern nur solcher, die zum Funktionieren des demokratischen Systems notwendig sind, wie Meinungsfreiheit (Art. 5 GG) und Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG).

3. Fehler

Beruf i.S.d. Art. 12 Abs. 1 GG (einheitlicher Schutzbereich) = jede

· auf gewisse Dauer angelegte

· Erwerbstätigkeit,

· die nach allgemeiner Wertordnung erlaubt ist (z.B. Schwarzarbeit und Prostitution: ja / Zuhälter und Rauschgifthändler: nein).

4. Fehler

Entgegen seinem Wortlaut lässt der Gesetzesvorbehalt in Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG nicht nur Einschränkungen der Berufsausübungs-, sondern auch der Berufswahlfreiheit zu (unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, konkretisiert durch die dazu vom Bundesverfassungsgericht entwickelte Dreistufentheorie).

5. Fehler

	Art. 12 Abs. 1 GG
	Art. 2 Abs. 1 GG

	„Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.“
	„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“

	spezielles Freiheitsrecht
	Auffanggrundrecht


6. Fehler

Die Ewigkeitsklausel schützt nicht sämtliche Grundrechte vor Abänderung, sondern nur die in Art. 1 GG festgelegte grundsätzlich wirksame Grundrechtssphäre (als „verfassungsfestes Minimum“).

7. Fehler

Das Grundgesetz wurde (am 08.05.49) vom Parlamentarischen Rat beschlossen.

II. AIDS

1. und 2. Verfassungsbeschwerde und Popularklage

	
	Verfassungsbeschwerde

Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG,

§§ 13 Nr. 8 a,

90 ff. BVerfGG
	Popularklage

Art. 98 Satz 4 BV,

Art. 55 VfGHG

	Beschwerdeberechtigung und Klagebefugnis
	„jedermann“

also auch Karl Beck
also auch Julia Mayer


	Prüfungsgegenstand
	sämtliche Akte

der öffentlichen Gewalt,

also auch die Abweisung des Besuchers Beck am Hallenbad der Stadt Au nach Maßgabe ihrer Hallenbadsatzung
	jede erlassene

Rechtsnorm

des bayerischen

Landesrechts,

also auch § 8 der Hallenbadsatzung der Stadt Au

	Prüfungsmaßstab
	Grundrechte

des Grundgesetzes,

hier Art. 2 Abs. 1 GG

(allgemeine Handlungsfreiheit) und

Art. 3 Abs. 1 GG

(Willkürverbot)

der Bayerischen Verfassung, hier

Art. 101 BV (allgemeine Handlungsfreiheit) und

Art. 118 BV (Gleichheitsgrundsatz)



	Begründung
	§ 92 BVerfGG
	Art. 55 Abs. 1

Satz 2 VfGHG

	Form
	schriftlich

§ 23 BVerfGG

Art. 14 VfGHG



	Frist
	ein Monat ab

rechtskräftiger Entscheidung in letzter Instanz,

§ 93 Abs. 1 BVerfGG
	nicht

erforderlich

	Betroffensein
	Karl Beck ist selbst,

gegenwärtig und

unmittelbar betroffen
	

	Erschöpfung

des Rechtswegs
	Art. 94 Abs. 2 Satz 2 GG, § 90 Abs. 2 BVerfGG. Hier: Verwaltungsrechtsweg, da Abweisung = VA i.S.d.

Art. 35 Satz 1 BayVwVfG
	

	Ergebnis
	unzulässig
	zulässig


3. Grundrechtsträgerschaft

· Grundrechtsfähig sind alle natürlichen Personen, auch die vierzehnjährige Daniela Mayer

· Juristische Personen sind grundsätzlich grundrechtsfähig, Art. 19 Abs. 3 GG. Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts (Ausgliederungen staatlicher Gewalt) kann dies aber grundsätzlich nicht gelten, da Grundrechte Abwehrrechte (gegen den Staat) sind (Art. 1 Abs. 3 GG) und der Staat nicht vor sich selbst geschützt werden muss (Ausnahme: prozessuale Grundrechte, vgl. Art. 103 Abs. 1 GG).
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